
nicht erfüllen will, andere Leistungen anbieten und der Staat 
andere, gleichbelastende Pflichten eröffnen.

Artikel 12

(1) Jeder hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit seiner Per­
son, Freiheitsbeschränkungen dürfen nur insoweit erfolgen, als 
sie gesetzlich vorgesehen und unumgänglich sind.

(2) Jeder, dessen Freiheit eingeschränkt wird, muß unverzüglich 
über die Gründe der Freiheitsbeschränkung unterrichtet werden. 
Personen, denen die Freiheit entzogen wird, müssen unverzüg­
lich, spätestens aber innerhalb von 24 Stunden, einem Richter 
vorgeführt werden. Der Richter entscheidet über die durch Ge­
setz zugelassene Freiheitsentziehung in einer m it Gründen ver­
sehenen schriftlichen Form oder ordnet die Freilassung an. Der 
Betroffene kann in angemessenen Abständen eine richterliche 
Überprüfung der Fortdauer der Freiheitsentziehung verlangen. 
Über eine Freiheitsentziehung und vor jeder richterlichen Ent­
scheidung über deren Anordnung oder Fortdauer ist eine Person 
des Vertrauens des Betroffenen, bei Jugendlichen auch der Er­
ziehungsberechtigte, zu benachrichtigen. Dem Betroffenen ist 
Gelegenheit zu geben, mit einem Rechtsbeistand seiner Wahl 
Verbindung aufzunehmen.

(3) Festgehaltene Personen dürfen weder körperlich noch see­
lisch mißhandelt und keinen Schikanen ausgesetzt werden.

(4) Freiheitsstrafe und Strafvollzug sollen vornehmlich der ge­
sellschaftlichen Wiedereingliederung dienen. Im Strafvollzug ist 
die Auferlegung von Arbeitspflichten zulässig.

(5) Die Todesstrafe und die lebenslange Freiheitsstrafe sind 
abgeschafft.

(6) Jede Person, deren Freiheit unrechtmäßig eingeschränkt 
worden ist, hat Anspruch auf Schadenersatz:

Artikel 13

(1) Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
Jeder hat Anspruch auf ein faires, zügiges und öffentliches
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